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ED 119 

Kommunaler Finanzausgleich 2007 nach Berichtigungen  und Nachtragshaushalt  

Das Hessische Ministerium der Finanzen hat uns ein Schreiben an die Landräte der Kreise 
nachrichtlich überlassen, das wir unsererseits nachrichtlich zur Kenntnis geben und nähere 
Informationen im Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt 2007, der in den Hessischen 
Landtag eingebracht worden ist, enthält. Der Nachtragshaushalt wird in dritter Lesung 
spätestens am 14.12.2007 behandelt.  

Staatsminister Weimar hat gegenüber den kommunalen Spitzenverbänden deutlich gemacht, 
dass die Erhöhung der Schlüsselzuweisung in der Erwartung erfolge, dass sie zur 
Abdeckung von Fehlbeträgen und dem Abbau von Schulden verwendet werde. 

In Bezug auf die verwaltungsmäßigen Abläufe im Zusammenhang mit der Auszahlung der 
zusätzlichen Schlüsselzuweisungen durch die Landräte an die kreisangehörigen Gemeinden 
werden folgende Hinweise gegeben: 

1. Die Landräte erhalten zeitnah den Erlass über den kommunalen Finanzausgleich 2007 
nach Berichtungen und Nachtragshaushalt einschl. der Einzelberechnungsbögen A und 
G mit den Informationen über die endgültigen Schlüsselzuweisungen und 
Umlagegrundlagen. Diese Festsetzungen sind dergestalt bedingt, dass der Hessische 
Landtag die Erhöhung der Schlüsselzuweisungen gem. dem Entwurf der Hessischen 
Landesregierung beschließt. 

2. Das HMdF stellt den Landkreisen Berechnungshilfen zur Verfügung, die das HMdF per 
E-Mail direkt den Landräten zukommen lässt.  

3. Auf demselben Wege wird das HMdF die Landräte auch über die Wirksamkeit der 
Festsetzung nach erfolgter Beschlussfassung durch den Landtag informieren.  

Ausweislich des Schreibens des HMdF sind die Regierungspräsidien gehalten, die erhöhten 
Schlüsselzuweisungen nach dem Parlamentsbeschluss unverzüglich zur Auszahlung zu 
bringen.  

Soweit Kommunen die zusätzlichen Schlüsselzuweisungen – auf Gemeindeebene 
verrechnet mit der Kreis- und Schulumlage – nicht mehr im Jahr 2007 erhalten sollten, sind 
nach Auffassung des HMdF die erwarteten Beträge gleichwohl in der Jahresrechnung bzw. 
Ergebnisrechnung des Jahres 2007 zu berücksichtigen.  

Im Anschluss geben wir das Schreiben des HMdF zur Kenntnis: 
 
„Kommunaler Finanzausgleich 2007 nach Berichtigungen und Nachtragshaushalt 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wie zwischenzeitlich u.a. durch die Information Ihrer Kommunalen Spitzenverbände bekannt geworden ist, hat 
die Landesregierung einen Nachtragshaushalt 2007 in den Hessischen Landtag eingebracht, der eine 
Erhöhung der Schlüsselzuweisungen auf 1.814 Mio. € vorsieht. Spätestens am 14. Dezember 2007 wird die 
dritte Lesung dieses Gesetzentwurfes erfolgen. 
 
Die Landesregierung verbindet, wie Herr Staatsminister Weimar in der Anhörung der Kommunalen 
Spitzenverbände am 21. August dieses Jahres erklärt hat, mit der Erhöhung der Schlüsselzuweisungen die 
Erwartung, dass sie zur Abdeckung von Fehlbeträgen und Abbau von Schulden verwendet wird. 
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Um die Verwaltungsabläufe zu beschleunigen und die Auszahlung der zusätzlichen Schlüsselzuweisungen 
durch die Landräte an die kreisangehörigen Gemeinden noch in diesem Jahr zu ermöglichen, haben wir 
folgendes Verfahren gewählt: 
 
1. In den nächsten Tagen werden die Landräte den Erlass über den Kommunalen Finanzausgleich 2007 nach 

Berichtigungen und Nachtragshaushalt erhalten sowie die Einzelberechnungsbögen A und G mit den 
Informationen über die endgültigen Schlüsselzuweisungen und Umlagegrundlagen. Die Festsetzung steht 
unter der Bedingung, dass der Hessische Landtag die Erhöhung der Schlüsselzuweisungen gemäß dem 
Regierungsentwurf beschließt.  

2. Um die Berechnung der Überweisungen an die Gemeinden zu vereinfachen, erhält gleichzeitig jeder 
Landrat eine Exceltabelle mit den Informationen der im Januar 2007 vorläufig festgesetzten 
Schlüsselzuweisungen, den endgültigen Schlüsselzuweisungen und der Differenz sowie eine Tabelle mit 
den entsprechenden Informationen zu den Kreisumlagegrundlagen.  
 
Damit eine schnelle Übermittlung dieser Tabellen gewährleistet ist, bitte ich Sie, uns unverzüglich die E-
Mail-Adresse der verantwortlichen Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters anzugeben unter der E-Mail-
Adresse:  
 
     beate.berwein@hmdf.hessen.de 
 

3. Vom Beschluss des Landtages über die Erhöhung der Schlüsselzuweisungen und damit der Wirksamkeit 
der Festsetzung, werden wir Sie ebenfalls per E-Mail informieren. 
 

Die Regierungspräsidien, die - nach Vorlage der entsprechenden E-Mail-Adressen - ebenfalls alle relevanten 
Daten als Exceltabelle zur Verfügung gestellt bekommen sollen, sind gehalten, die erhöhten 
Schlüsselzuweisungen nach Parlamentsbeschluss unverzüglich auszuzahlen. 
 
Wir bitten die Landräte, ihre Gemeinden über diese Vorgehensweise zu informieren. Wenn eine Kommune die 
zusätzlichen Schlüsselzuweisungen - auf Gemeindeebene verrechnet mit der Kreis- und Schulumlage - nicht 
mehr im Jahr 2007 erhalten sollte, hat sie die erwarteten Beträge gleichwohl in der Jahresrechnung bzw. in 
der Ergebnisrechnung des Jahres 2007 zu berücksichtigen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
gez. Gretz-Roth“ 
 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 
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ED 120 

Spielapparatesteuer;  

hier: Anhängige vermeintliche Musterverfahren  

Nach Kenntnis der Geschäftsstelle hat der Bundesverband der Automatenunternehmer seine 
Mitglieder bzw. die in solchen Fragen üblicherweise tätigen Anwaltskanzleien darüber 
unterrichtet, dass vor dem Bundesverwaltungsgericht derzeit drei Verfahren i. S. 
Spielapparatesteuer anhängig seien, in denen die Zulassung der Revision gegen Urteile des 
OVG Nordrhein-Westfalen erstrebt werden. Hierzu werden die Az.: 9 B 43.07, 9 B 44.07 und 
9 B 45.07 angegeben.  

Im einschlägigen Musterschreiben hießt es dann: 

„In diesen Verfahren wird auch die für die rechtliche Zulässigkeit von 
Vergnügungssteuern relevante Rechtsfrage der fehlenden Abwälzbarkeit der 
Vergnügungssteuer auf den Endverbraucher thematisiert. Der Ausgang dieser 
Verfahren sollte abgewartet werden, zumal auch das beim Bundesverfassungsgericht 
anhängige Verfahren noch nicht abgeschlossen ist.“ 

Zu diesen Ausführungen ist Folgendes mitzuteilen. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, NJW 1962, S. 1195), 
der sich das Bundesverwaltungsgericht in ständiger Rechtsprechung angeschlossen hat, 
gehört es zum herkömmlichen Bild der Vergnügungssteuer, dass sie nicht unmittelbar bei 
dem sich Vergnügenden, den sie im Grunde treffen sollen, sondern beim Veranstalter des 
Vergnügens erhoben wird. Kurz gesagt wird also durch die Spielapparatesteuer der Aufwand 
einer Besteuerung unterworfen, den der einzelne Spieler dadurch betreibt, dass er 
Einkommen für ein Spiel an einem Automaten aufwendet.  

Nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts (Urt. v. 13.04.2005, NVwZ 2005, S. 1316, 
1319) erfasst ein an den Einspielergebnissen der Geräte anknüpfender Steuermaßstab den 
Vergnügungsaufwand des einzelnen Spielers besser als der Stückzahlmaßstab und bildet 
den Vergnügungsaufwand des Spieler proportional ab, weil sich der hohe Aufwand des viel 
Spielenden in höheren Einspielergebnissen des Aufstellers niederschlägt und hieraus eine 
höhere Steuerschuld erwächst.  

In einer Parallelentscheidung führt das Bundesverwaltungsgericht aus (vgl. BVerwG, NVwZ 
2005, S. 1322, 1324): 

„Die verfassungsrechtlich gebotene generelle Abwälzbarkeit der beim 
Automatenaufsteller erhobenen Steuer auf die Nutzer der Automaten als die 
eigentlichen Steuerträger ist als wirtschaftlicher Vorgang zu verstehen. Dabei bleibt 
es dem Steuerschuldner überlassen, den Steuerbetrag in die Kalkulation 
einzubeziehen und die Wirtschaftlichkeit seines Unternehmens auch dann zu wahren. 
Die rechtliche Gewähr, dass er den von ihm entrichteten Betrag immer von 
demjenigen erhält, der nach der Konzeption des Gesetzgebers letztlich die Steuer 
tragen soll, muss dem Steuerschuldner dabei nicht geboten werden. Für die 
erforderliche kalkulatorische Abwälzbarkeit genügt es, dass der Steuerschuldner 
nach Einstellung der Steuer in seine Selbstkosten durch geeignete Maßnahmen – 
Umsatzsteigerung oder Senkung sonstiger Kosten – die Wirtschaftlichkeit seines 
Unternehmens aufrechterhalten kann.“ 
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In einer Entscheidung des BVerwG vom 28.08.2007 (Az. 9 B 14.07 – KStZ 2007, S. 212, 
213) hat das BVerwG seine Auffassung zu den rechtlichen Anforderungen an die 
kalkulatorischen Abwälzbarkeit der Spielapparatesteuer nochmals bestätigt. 

Ausschlaggebend dafür, dass eine kalkulatorische Abwälzbarkeit der Spielapparatesteuer 
gegeben ist, ist also, dass es dem Steuerpflichtigen möglich sein muss, den Beruf des 
Automatenaufstellers weiter auszuüben.  

Bedenken gegen die Abwälzbarkeit der Spielapparatesteuerschuld haben die Aufsteller 
insbesondere wiederholt unter dem Gesichtspunkt einer vermeintlichen Doppelbesteuerung 
durch die Erhebung der Umsatzsteuer erhoben. Hierzu hat der Hessische 
Verwaltungsgerichtshof deutlich gemacht, dass die Bemessung der 
Spielapparatesteuerschuld anhand der Bruttokasse auf Grundlage eines tauglichen 
Maßstabs erfolge und insbesondere die Spielapparatesteuer nicht umsatzsteuerähnlich sei 
(vgl. HessVGH, HSGZ 2007, S. 205, 206 f.). Soweit gelegentlich in Verlautbarungen der 
Automatenaufstellerverbände darauf verwiesen wird, dass die grundsätzliche Frage der 
Zulässigkeit der Erhebung von Umsatzsteuer auf Erträge aus Spielautomaten nicht geklärt 
sei, ist darauf hinzuweisen, dass diese Frage nur auf dem Finanzrechtsweg (§ 33 FGO) 
geklärt werden kann und ihre Beantwortung der Rechtmäßigkeit der Heranziehung zur 
Zahlung der Spielapparatesteuer unter keinem denkbaren Gesichtspunkt vorgreiflich sein 
kann.  

Soweit Automatenaufsteller bzw. deren Rechtsanwälte auf das „anhängige Musterverfahren“ 
vor dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) verweisen, ist darauf hinzuweisen, dass 
Gegenstand des Verfahrens ein Spielapparatesteuerrecht ist, das allein die Möglichkeit der 
Veranlagung nach Stückzahlen kennt. Dem genannten Verfahren vor dem BVerfG liegt ein 
Vorlagenbeschluss des Finanzgerichts (FG) Hamburg im Verfahren VII 293/99 zugrunde. 
Darin legt das FG Hamburg dem BVerfG die Frage vor, ob eine Bemessung der Steuer nach 
dem Hamburgischen Spielgerätesteuergesetz auf Grundlage eines Stückzahlmaßstabs 
verfassungskonform ist. Soweit Städte bzw. Gemeinden durch Erlass einer 
Ersetzungssatzung die Steuerbemessung auf Grundlage eines neuen, wirklichkeitsnäheren 
Steuermaßstabs verankert haben, kann das genannte Verfahren vor dem BVerfG unter 
keinem denkbaren rechtlichen Gesichtspunkt für die Beurteilung der Frage vorgreiflich sein, 
ob die Heranziehung zur Zahlung der Spielapparatesteuer rechtmäßig ist oder nicht.  

Anträge auf Aussetzung der Vollziehung sollten nach wie vor unbedingt zurückgewiesen 
werden, da der HessVGH steuerliche Veranlagungen auf Grundlage von Satzungen, die 
unserem Satzungsmuster entsprechen, bislang weitestgehend und die Vorschriften unseres 
Satzungsmusters umfassend bestätigt hat.  

Insoweit gilt die Empfehlung aus unserem Eildienst Nr. 10 – ED 84 – vom 23.08.2006 
unverändert fort. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau.  Nr. 10 – ED 120 vom 30.11.2007 
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ED 121 

Jahressteuergesetz 2008  

Der Deutsche Bundestag hat sich mit dem Jahressteuergesetz 2008 befasst und gegenüber 
dem Regierungsentwurf einige Änderungen vorgenommen. In der Wirkung für einen vollen 
Veranlagungszeitraum (volle Jahreswirkung) ergeben sich Mindereinnahmen (bundesweit) 
für die Städte und Gemeinden von 69 Mio. Euro.  

Die Gemeinden sind dabei insbesondere durch geringere Gewerbesteuereinnahmen 
betroffen. Von der finanziellen Verschlechterung von 69 Mio. Euro entfallen 62 Mio. Euro auf 
die Gewerbesteuer. Hintergrund dieser steuerlichen Mindereinnahmen der kommunalen 
Ebene ist eine erste Änderung der Unternehmenssteuerreform 2008. Gegenüber dem 
Unternehmenssteuerreformgesetz vom 14.08.2007 (!) erfolgt eine Absenkung des 
pauschalen Finanzierungsanteils aus Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung von 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens von 75% auf 65%.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau.  Nr. 10 – ED 121 vom 30.11.2007 
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ED 122 

Steuerfreie Aufwandspauschale für ehrenamtliche Kom munalpolitiker erhöht  

Unser Bundesverband, der Deutsche Städte- und Gemeindebund, teilt mit, dass Bundesrat 
und Bundesregierung die Lohnsteuerrichtlinien 2008 zwischenzeitlich verabschiedet haben. 
Die Richtlinien werden demnächst im Bundessteuerblatt I veröffentlicht.  

Mit der Änderung der Lohnsteuer-Richtlinien 2008 wird eine Forderung des DStGB zur 
Stärkung des kommunalen Ehrenamts aufgegriffen. Der steuerfreie Mindestbetrag nach § 3 
Nr. 12 EStG für ehrenamtliche Tätigkeiten im kommunalen Bereich wird von bisher 154 Euro 
monatlich auf 175 Euro monatlich ab dem Jahr 2008 angehoben. Damit können 
ehrenamtliche Kommunalpolitiker ab 2008 eine steuerfreie Aufwandsentschädigung von bis 
zu 2.100 Euro im Jahr erhalten.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau.  Nr. 10 – ED 122 vom 30.11.2007 
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ED 123 

Vervielfältiger für die Gewerbesteuerumlage zur Fin anzierung des Fonds "Deutsche 
Einheit" ab 2008  

Nach Mitteilung unseres Bundesverbandes, des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, 
hat das Bundesministerium der Finanzen den Entwurf einer Rechtsverordnung zur 
Festsetzung der Erhöhungszahl für die Gewerbesteuerumlage im Jahr 2008 vorgelegt.  

Danach soll der Vervielfältiger für die Gewerbesteuerumlage zur Finanzierung des Fonds 
„Deutsche Einheit“ wie bereits im Jahr 2007 auch im Jahr 2008 auf 6 Prozentpunkte 
festgesetzt werden.  

Die Berechnung der Erhöhungszahl beruht auf der Steuerschätzung vom November 2007 für 
das Jahr 2008. Damit fließen den Ländern für das Jahr 2008 rd. 500 Mio. Euro aus den 
Kommunalhaushalten der deutschen Städten und Gemeinden zu.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau.  Nr. 10 – ED 123 vom 30.11.2007 
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ED 124 

Überarbeitetes Satzungsmuster für die Erhebung der Hundesteuer liegt vor  

Zum 31.12.1998 wurde das Hessische Hundesteuergesetz aufgehoben. Soweit 
kreisangehörige Städte und Gemeinden die Hundesteuer erheben, erfolgt dies in aller Regel 
auf Grundlage des einschlägigen Satzungsmusters unserer Geschäftsstelle. Auf Grundlage 
der Satzung ist die Erhebung der Hundesteuer durch Städte und Gemeinden durch die 
verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung im Wesentlichen bestätigt worden. In einigen 
Randbereichen gaben jüngst ergangene verwaltungsgerichtliche Entscheidungen jedoch 
Anlass, die Steuerbefreiungstatbestände, wie sie das Satzungsmuster bereits vorsieht, zu 
überarbeiten.  

Wir weisen darauf hin, dass es keinesfalls erforder lich ist, ohne besonderen Anlass 
die in Ihrer Stadt bzw. Gemeinde geltende Hundesteu ersatzung dem neuen 
Satzungsmuster anzupassen. Eine solche Anpassung ka nn warten, bis beispielsweise 
Steuersätze erhöht werden u. ä.. 

Das neue Satzungsmuster berücksichtigt die aktuelle verwaltungsgerichtliche 
Rechtsprechung im Zusammenhang mit der Erhebung der Hundesteuer. 
Steuerbefreiungstatbestände sieht das neue Muster künftig für Konstellationen vor, in denen 
die Hundehaltung rein beruflich veranlasst ist (beispielsweise bei Diensthundeführern der 
Polizei von Bund und Land oder Wanderschäfern). Soweit Ihre Stadt bzw. Gemeinde, der 
eben ausgesprochenen Empfehlung folgend ihre jeweilige Satzung nicht anpasst, ist in 
Bezug auf solche Fälle im Veranlagungsverfahren wie folgt vorzugehen: 

Macht eine Polizeibeamtin bzw. ein Polizeibeamter von Bund oder Land geltend, dass die 
Aufnahme des Hundes in den Haushalt allein beruflich veranlasst sei, ist von der Erhebung 
der Hundesteuer abzusehen, wenn  

- der Hund von einem Polizei- oder Zollbeamten gehalten wird,  

- der Hund auf Weisung des Dienstherrn in den Haushalt des Beamten 
aufgenommen wird,  

- der Hund auf Kosten des Dienstherrn angeschafft wurde,  

- der Hund im Eigentum des Dienstherrn verbleibt und 

- die Unterhaltskosten im Wesentlichen auf öffentlichen Mitteln bestritten 
werden.  

Entsprechende dienstliche Verpflichtungen bestehen nicht bei der Hundehaltung durch 
Forstbeamtinnen und Forstbeamte (vgl. HessVGH, HSGZ 2003, S. 311, 312).  

In Zweifelsfragen sollte, wie auch sonst, die Geschäftsstelle kontaktiert werden.  

Das neue Satzungsmuster nebst umfangreichen Erläuterungen ist im Mitgliederbereich 
unserer Homepage www.hsgb.de unter der Rubrik „Satzungsmuster“ ab sofort abrufbar.  

Wir bitten um Kenntnisnahme.  

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau.  Nr. 10 – ED 124 vom 30.11.2007 
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ED 125 

Herstellen von Fotokopien an Fotokopiergeräten in K indergärten  

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hat die Mitgliedsverbände darauf aufmerksam 
gemacht, dass die Zentralstelle Fotokopien an Schulen (ZFS) die Auffassung vertritt, dass 
zwar einerseits nach § 53 Abs. 3 Urhebergesetz (Vervielfältigung zum privaten oder 
sonstigen eigenen Gebrauch) Vervielfältigungen von Auszügen eines Werkes insbesondere 
zu Bildungszwecken zulässig sind, andererseits aber nach § 54a Urhebergesetz 
(Vergütungspflicht für Vervielfältigung im Wege der Ablichtung) ein angemessenes Entgelt 
für das Betreiben eines Kopiergerätes in öffentlichen Bildungseinrichtungen zu entrichten ist.  

Weitere Einzelheiten sind der folgenden Information des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes vom 19.11.2007 zu entnehmen, auf die verwiesen wird. 

 

 

 

Dezernat 1-Bü.  Nr. 10 – ED 125 vom 30.11.2007 
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ED 126 

Schreiben der Bundesvereinigung der Kommunalen Spit zenverbände an die 
Fraktionen des Deutschen Bundestages bzgl. der Revi sion bei der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung  

Die Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände hat sich mit dem zur 
Kenntnisnahme beifügten Schreiben vom 07.11.2007 bzgl. des Themas Revision bei der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung an die Bundestagsfraktionen gewandt. 

 

Anlage  
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ED 127 

Hinweis auf die Verpflichtung zur Meldung an das He ssische Statistische Landesamt 
gem. § 102 i.V.m. § 169 Abs. 5 und 6 SGB VIII und i .V.m. § 15 Bundesstatistikgesetz  

Das Hessische Statistische Landesamt hat mit Schreiben vom 12.11.2007 zwecks Erhebung 
der gesetzlich vorgeschriebenen Daten Fragebögen bzgl. der Erfassung von Maßnahmen im 
Bereich der Kinder- und Jugendarbeit, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, 
versandt. 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind verpflichtet mit Bewilligung von Maßnahmen den 
betreffenden freien Trägern die Erhebungsunterlagen zuzureichen, deren Rücklauf zu 
überwachen und fristgemäß bis zum 01.02.2009 sowohl die eigenen als auch die 
geförderten Maßnahmen der freien Träger an das Hessische Statistische Landesamt in 
Wiesbaden zu melden.  

Die betreffenden Unterlagen sind den zuständigen Stellen vom Hessischen Statistischen 
Landesamt zugereicht worden. Weitere Auskünfte erteilt ggf. das Hessische Statistische 
Landesamt unter der Tel.: 0611 / 3802-215, E-Mail: jugendhilfe@statistik-hessen.de. 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Bü  Nr. 10 – ED 127 vom 30.11.2007 
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ED 128 

Erweiterter Unfallversicherungsschutz für aktive eh renamtliche Feuerwehrangehörige  

Der GVV Kommunalversicherung VVaG hat in Ergänzung des gesetzlichen und zusätzlichen 
Unfallversicherungsschutzes gemäß §§ 2 SGB VII, 11 Abs. 5 HBKG ein Ergänzungsangebot 
für aktive Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren erarbeitet, dass zur Abdeckung 
allgemeiner Lebensrisiken im Zusammenhang mit dem Feuerwehrdienst dient. Das 
entsprechende Produkt beinhaltet:  

10.000 Euro Kapitalzahlung für den Todesfall, 

30.000 Euro Kapitalzahlung für den Invaliditätsfall 

10 Euro Tagegeld ab dem ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit, längstens für ein Jahr. 

Hiermit sollen Risiken abgedeckt werden, die aufgrund von Vorschädigung bzw. 
vorhandener Vorerkrankungen den Eintritt eines Dienstunfalles ausschließen. Da die 
konkreten Gesundheitsschäden in Ausübung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes erlitten 
wurden und in Anbetracht des moderaten Jahresbeitrages je versicherter Person von 3,21 
Euro einschließlich Versicherungssteuer ist ein entsprechender Versicherungsabschluss zur 
Abdeckung bestehender Versicherungslücken als sinnvoll zu bezeichnen. Dieses auch vor 
dem Hintergrund des freiwilligen Engagements der aktiven Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehren in Hessen. Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass es sich hierbei um 
freiwillige Leistungen handelt. 
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ED 129 

Feuerwehrgebührensatzung - Stundensätze und Vorhalt ekosten  

In letzter Zeit sind vermehrt Widersprüche gegen Gebührenbescheide für den Einsatz der 
Freiwilligen Feuerwehr gem. § 61 HBKG festzustellen gewesen, die insbesondere unter 
Bezugnahme auf die Gebührenhöhe ein Verstoß gegen das Äquivalenzprinzip anführen. 
Dabei wurde insbesondere auf die Rheinland-Pfälzischen Entscheidungen des VG Neustadt 
an der Weinstraße (Urteil vom 25.06.2004, Az.: 7 K 3613/03. NW) und des OVG Koblenz 
(Urteil vom 18.11.2004, Az.: 12 A 11382/04) verwiesen. Entsprechend dieser 
Entscheidungen wurde die betriebswirtschaftliche Kostenermittlung der Gebührensätze in 
den zugrunde liegenden Gebührenverzeichnissen zur Feuerwehrgebührenordnung 
abgelehnt und die Berücksichtigung von sog. Vorhaltekosten nur im Verhältnis zu den 
Jahresstunden (8760 Stunden) für berücksichtigungsfähig angesehen.  

Der VGH in Kassel hat sich nunmehr in seinem Urteil vom 22.08.2007 (Az.: 5 UE 1734/06) 
dieser Rechtsprechung auch für den hessischen Bereich angeschlossen. In der der 
Entscheidung zugrunde liegenden Frankfurter Feuerwehrgebührensatzung sah der VGH 
keine wirksame Abrechnungsgrundlage, da die dort bezifferten Stundensätze sich als 
überhöht und ungültig erwiesen. Die Gebühren müssen gem. § 2 i. V. m. § 1 Abs. 1 des 
Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) so kalkuliert sein, dass eine 
Kostenüberschreitung in nicht nur geringfügigem Umfang ausgeschlossen ist. Insofern ist 
eine Kostenerstattung grundsätzlich beschränkt auf die Deckung der entstandenen Kosten.  

Der Hess. VGH geht davon aus, dass zu den „durch den Einsatz der Feuerwehr 
entstandenen Kosten“ deren Erstattung die Gemeinden gem. § 61 Abs. 2 und Abs. 3 HBKG 
verlangen können, nur der mit dem konkreten Einsatz verbundene „Werteverbrauch“ gehört. 
Die einsatzbedingte „Blockierung“ sowohl der Arbeitskraft des eingesetzten Personals als 
auch des jeweiligen Sachgutes lässt erstattungsfähige Kosten entstehen. Zu diesen Kosten 
zählen die auf die Einsatzzeit entfallenen anteiligen Personalkosten und die Vorhaltekosten 
bei eingesetzten Sachgütern. Ausgeschlossen ist hingegen eine über den Anteil der 
Einsatzzeit hinausgehende Abwälzung von Vorhaltekosten. Das bedeutet, dass für die 
Ermittlung der auf die einzelne Einsatzstunde entfallenen Kosten auf deren Verhältnis zur 
Gesamtstundenzahl des Jahres abgestellt wird. Eine Umlegung der Kosten allein auf die 
Zahl der insgesamt anfallenden Einsatzstunden der Fahrzeuge im Jahr verbietet sich nach 
Ansicht des Hess. VGH. Dies bedeutet, dass die Vorhaltekosten außerhalb der tatsächlichen 
Nutzung bei konkreten Feuerwehreinsätzen von den Gemeinden als Träger der Feuerwehr 
aufgrund der Kostentragungspflicht der Gebietskörperschaften (§ 60 Abs. 1 HBKG i. V. m. § 
3 Abs. 1 HBKG) zu übernehmen sind.  

Der Hess. VGH hat sich auch mit den Stundensätzen für den Personaleinsatz 
auseinandergesetzt und dabei festgestellt, dass ein Rückgriff auf die Personalkostentabellen 
nur insoweit zulässig ist, dass die Arbeitsplatzkosten nicht miteinbezogen werden. Die auf 
den Arbeitsplatz der Einsatzkraft entfallene Werteverbrauch lässt sich nach Ansicht des 
Hess. VGH nicht als Aufwand des konkreten Feuerwehreinsatzes bezeichnen, da die zur 
Verfügung gestellten Räumlichkeiten und ihre Ausstattung auch während der Einsatzzeit für 
die sonstige Aufgabenwahrnehmung genutzt werden können.  

Soweit entsprechend dieser gerichtlichen Vorgaben eine Überhöhung der Stundensätze in 
den Gebührenordnungen festzustellen ist, können diese nicht als wirksame 
Abrechnungsgrundlage für den Einsatz der jeweiligen Freiwilligen Feuerwehr herangezogen 
werden.  

Darüber hinaus hat sich der Hess. VGH mit einer Fehlalarmierung im Sinne des § 61 Abs. 2 
Nr. 6 HBKG auseinandergesetzt. Demnach liegt ein „Fehlalarm“ in diesem Sinne dann vor, 
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wenn der durch die Brandmeldeanlage gemeldete Brand in Wahrheit nicht vorliegt, 
gleichgültig, ob die Anlage dabei technisch korrekt, d. h. „ordnungsgemäß“, auf die mit einem 
Brand typischerweise verbundenen Sekundärerscheinungen wie z. B. Rauchentwicklung 
reagiert hat, oder ob sie bei ordnungsgemäßem Funktionieren nicht hätte reagieren dürfen, 
so dass der Alarm auf einer technisch bedingten Fehlfunktion beruht. Ein Verschulden ist für 
die Kostenerstattungspflicht nicht notwendig.  

Die vollständige Entscheidung werden wir demnächst in der HSGZ veröffentlichen.  

 

Dezernat 2 - Sie/Hg  Nr. 10 – ED 129 vom 30.11.2007 
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ED 130 

Information betroffener Eigentümer von Kulturdenkmä lern über eine geplante 
Ergänzung bzw. Vervollständigung des Denkmalbuchs:  

Aus verschiedenen Teilen Hessens berichteten uns Mitgliedsstädte und –gemeinden, dass 
seitens des Landesamts für Denkmalpflege Hessen eine systematische Aufnahme der 
denkmalwerten Bausubstanz mit dem Ziel erfolgt, die Denkmaltopografie zu ergänzen bzw. 
zu vervollständigen. Im Rahmen der Herstellung des Benehmens nach § 10 Abs. 3 HDSchG 
wurden den jeweiligen Gemeinden Entwürfe von Objektbeschreibungen mit Fotos und 
Kartenwerk übersandt und Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. In diesen Schreiben 
wurde darauf hingewiesen, dass das Manuskript lediglich dem amtsinternen 
Informationsaustausch diene und dessen Inhalt ohne Genehmigung des Landesamtes für 
Denkmalpflege nicht an Dritte weitergegeben werden dürfe. Die Eigentümer der 
Kulturdenkmäler sollten erst nach der abschließenden Erörterung der Anregungen und 
Bedenken der Gemeinden gemäß § 10 Abs. 4 HDSchG über die Denkmalqualität ihrer 
Gebäude informiert werden. 

Dem Wunsch mehrerer Mitgliedsgemeinden folgend, hat die Geschäftsstelle ihre 
abweichende Rechtsauffassung gegenüber dem Landesamt für Denkmalpflege schriftlich 
dargelegt. Unserer Auffassung nach ist es den betroffenen Städten und Gemeinden nicht 
untersagt, ihre Bürgerinnen und Bürger über eine beabsichtigte Aufnahme in das 
Denkmalbuch zu unterrichten, solange nicht das Urheberrecht des Landesamtes für 
Denkmalpflege verletzt wird.  

Mit Schreiben vom 13.11.1007 revidierte das Landesamt für Denkmalpflege seine bisherige 
Rechtsauffassung und teilte Folgendes mit: 

 „Sehr geehrter Herr Backhaus, 

herzlichen Dank für Ihr freundliches Schreiben vom 31.10.2007. Sie haben zu Recht 
einen Punkt aufgegriffen, der seit Jahren in unseren Anschreiben an die Gemeinden 
formularmäßig weitertransportiert wird, ohne einmal einer kritischen Revision 
unterzogen worden zu sein. 

Die Formulierung, die ich im Übrigen nie ernsthaft bei den Gemeinden eingefordert 
habe, beruht auf einem ministeriellen Durchführungserlass aus dem Jahre 1987. In 
diesem Erlass hat das Ministerium für Wissenschaft und Kunst damals detaillierte 
Vorschriften für die Führung des Denkmalbuches und die Benachrichtigung der 
Denkmaleigentümer gegeben. Sie war getragen von der Befürchtung, dass durch 
eine umfassende Beteiligung der Eigentümer und der kommunalen Öffentlichkeit und 
die dadurch möglicherweise eintretende zeitliche Verzögerung das Gesamtwerk der 
Denkmaltopographie gefährdet würde. 

Seitdem haben sich zwei Dinge maßgeblich geändert. Zum einen ist, wie Sie richtig 
schreiben, die Beteiligung der Öffentlichkeit und der betroffenen Eigentümer zu einer 
Selbstverständlichkeit geworden und Inbegriff demokratischer Teilhabe. Zum anderen 
ist das Gesamtwerk der Denkmaltopographie soweit vorangeschritten und ein 
solches Erfolgswerk, dass wir mit Stolz und Selbstbewusstsein auf die getane Arbeit 
zurückblicken können. Es spricht deshalb nichts dagegen, bei künftigen Bänden der 
Denkmaltopographie auch bereits vor der Drucklegung die betroffenen Eigentümer zu 
unterrichten. Ich bin daher damit einverstanden, wenn die Gemeinden im Rahmen 
der Benehmensherstellung die betroffenen Eigentümer informieren. Andererseits 
fände ich es auch wünschenswert, wenn die an Denkmalschutz interessierten Kreise 
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der Gemeinden wie beispielsweise Heimat- und Geschichtsvereine etc. mit unseren 
Entwürfen vertraut gemacht würden. 

Ich werde dafür Sorge tragen, dass bei dem künftigen Schriftverkehr mit den 
Gemeinden in punkto Benehmensherstellung dieser von Ihnen zu Recht 
beanstandete Satz herausgenommen wird, und werde dem Ministerium vorschlagen, 
den noch seit alters her transportierten Satz in den Denkmalbuchrichtlinien zu 
streichen. 

In der Hoffnung, mit diesen Maßnahmen Ihrem Anliegen Rechnung getragen zu 
haben verbleibe ich 

mit freundlichen Grüßen 

Prof. Dr. Gerd Weiß 

 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

[Stichworte: Denkmalbuch, Denkmaltopografie, Benehmen, Öffentlichkeitsbeteiligung] 

Dezernat 2  -  Wb  Nr. 10 – ED 130 vom 30.11.2007 
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ED 131 

Belästigungen durch Spiel- und Sportflächen  

Aufgrund verstärkter Anfragen aus dem Mitgliederbereich zu dieser Thematik, möchten wir 
darauf hinweisen, dass das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in einem Beschluss 
vom 22.08.2007 (Az.: 8 B 10784/07) entschieden hat, dass eine Spiel- und Sportfläche 
neben einer Wohnbebauung zulässig ist, wenn die Nutzung als Bolzplatz für die 
Nachbarschaft nicht zu unzumutbaren Belästigungen führt. Dies kann durch entsprechende 
Auflagen (beschränkte Nutzungszeiten etc.) gewährleistet werden.  

Dem Beschluss lag folgender Sachverhalt zugrunde: Mehrere Anwohner eines 
Wohngebietes wendeten sich gegen eine Baugenehmigung zur Errichtung eines 
Multifunktionsplatzes. Die Anwohner befürchteten erhebliche Lärmeinwirkungen, die von den 
sportlichen und spielerischen Aktivitäten auf diesem Platz ausgehen. Die planende 
Gemeinde hat den Multifunktionsplatz im Rahmen eines Bebauungsplans für ein Schulgebiet 
als „öffentliche Grünfläche-Sportanlage“ festgesetzt.  

Gem. § 4 Abs. 2 Nr. 3 Baunutzungsverordnung ist ein Bolzplatz in einem allgemeinen 
Wohngebiet als „Anlage für sportliche Zwecke“ grundsätzlich zulässig 
(Bundesverwaltungsgericht, NVwZ 1992, S. 848).  

Da anerkanntermaßen Bolzplätze, wegen der mit dem „Bolzen“ naturgemäß verbundenen 
Geräuschentwicklung, in hohem Maße konfliktträchtig sind, begründet dies in der Praxis die 
Notwendigkeit, ausreichende Vorkehrungen zum Schutz der unmittelbar angrenzenden 
Wohnbebauung vor Störungen und Belästigungen vorzusehen. Dieser Anforderung kann 
dadurch ausreichend Rechnung getragen werden, dass der Baugenehmigung zum Schutz 
Auflagen beigefügt werden, die einen ausreichenden Schutz vor Lärmemissionen 
gewährleisten. Geeignete Auflagen, sind u. a. die Anlegung bepflanzter Erdböschungen, da 
solche die Aufprallgeräusche von Bällen erheblich reduzieren. Des Weiteren kann durch das 
Anbringen eines Drehkreuzes im Eingangsbereich des Bolzplatzes ein Befahren desselben 
mit Mopeds oder Motorrollern verhindert werden. Darüber hinaus können Beschränkungen 
der Nutzungszeiten des Bolzplatzes sowie eine Altersbeschränkung der Nutzer dieses 
Platzes zur Vermeidung von Belästigungen oder Störungen ausreichend beitragen. Sollte 
der Bolzplatz trotz dieser Auflagen missbräuchlich genutzt werden, ist ein Einschreiten von 
Polizei bzw. Ordnungsamt angezeigt.  

Sobald uns die ausführliche Begründung zum Beschluss des OVG Rheinland-Pfalz vorliegt, 
werden wir diese in der HSGZ veröffentlichen.  

 

Dezernat 2 - KK/Sie  Nr. 10 – ED 131 vom 30.11.2007 
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ED 132 

E-Mail-Adressen der Stadtverordnetenvorsteher/innen  und Gemeindevertretungs-
vorsitzenden  

Wir beabsichtigen den Stadtverordnetenvorsteher/innen und Gemeindevertretungs-
vorsitzenden die Termine für die Lehrgänge des HSGB per Mail zukommen zu lassen. Wir 
bitten Sie daher, falls eine E-Mail-Adresse bekannt ist, das beigefügte Formular ausgefüllt 
zurückzusenden.  

 

 

Dezernat 1/ RU  Nr. 10 – ED 132 vom 30.11.2007 

 

 

 

 

                                                                                                             Schelzke 
                                                                                                Geschä ftsführender Direktor 

 

Anlagen 
Stellenanzeigen 
Beilage des Bundesanzeiger Verlags „Vergabe Navigator Sonderheft 2007 
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Die Stadt Raunheim  - Kreis Groß-Gerau/Hessen - hat ca. 15.000 Einwohner und verfügt 
über eine im Rhein-Main-Gebiet beispiellos optimale Verkehrsanbindung. 

Raunheim entwickelt sich aktuell zu einem der gefragtesten Gewerbestandorte in der 
Region. Dementsprechend gewinnt die Stadt zunehmend an finanzieller Handlungsfähigkeit, 
die ambitionierte Investitionsvorhaben kurzfristig umsetzbar werden lässt. Eine schlanke 
Verwaltung arbeitet engagiert das reichhaltige Arbeitsprogramm ab, das sich die Stadt 
weitgehend selbst gegeben hat. Wer sich für eine leitende Tätigkeit in unserer 
Stadtverwaltung interessiert, muss daher zu überdurchschnittlichen Leistungen willens und in 
der Lage sein. 

Bei der Stadtverwaltung ist zum nächstmöglichen Termin 

die Stelle der/des 

Leiterin/Leiter des Fachbereichs I - Zentrale Dienste und Finanzen - 

zu besetzen. 

Aufgabengebiet ist dabei die allgemeine Leitung des Fachbereichs mit folgenden 
Schwerpunkten: 

-     Kommunalverfassungs- und Verwaltungsrechtsangelegenheiten 

-     Zentrales Organisations- und Personalmanagement 
- Vertretung gegenüber der Verwaltungsführung und den 

städtischen Gremien 
- Entwicklung und Fortschreibung von Produktplan und 

Produktbeschreibungen 
- Entwicklung, Fortschreibung und Festlegung von Leistungs-, 

Qualitäts- und Finanzzielen 
- Zielvorstellungen und Leitlinien für den Fachbereich entwickeln 
- Übernahme von Controllingaufgaben 
- Entscheidungen in fachlichen, personellen, finanzwirtschaftlichen 

und organisatorischen Angelegenheiten vorbereiten und 
herbeiführen. 

- Grundsatzfälle mitbearbeiten; Sachbearbeitung 

Wir erwarten: 
- einen verwaltungsfachlichen Studienabschluss (ggf. auch einen 

juristischen oder betriebswirtschaftlichen Studienabschluss, wenn 
entsprechende Verwaltungserfahrung vorhanden ist) bzw. 
vergleichbare Qualifikation, idealerweise mit fachbezogener 
Zusatzqualifikation 

- fundierte mehrjährige Berufserfahrung in diesem Aufgabengebiet 
- Verantwortungsbewusstsein, Führungskompetenz, Kreativität, 

Teamfähigkeit und Flexibilität 
- sehr gute Fachkenntnisse 
- hohe Leistungs- und Einsatzbereitschaft 
- gute EDV-Kenntnisse 

Wir bieten: 
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- ein abwechslungsreiches und interessantes Aufgabengebiet 
- selbständiges Arbeiten 
- weitreichendes Gestaltungspotenzial 
- Die Anstellungsbedingungen entsprechen denen des 

Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst. Je nach Qualifikation ist 
eine Eingruppierung bis in die Entgeltgruppe 14 gegeben. 
Bei erfüllen der beamtenrechtlichen Voraussetzungen ist die 
Beschäftigung in einem Beamtenverhältnis möglich. 

Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen (zu den insoweit bestehenden Anforderungen 
informiert der Bürgermeister der Stadt Raunheim) senden Sie bitte bis zum 31. Januar 2008 
an denMagistrat der Stadt Raunheim, Personalabteilung, Postfach 1152, 65475 Raunheim 

Weitere Auskünfte erhalten Sie unter Telefon 06142/402-211 
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Die Gemeinde Mücke (Vogelsbergkreis) stellt zum nächst möglichen Termin 

eine/n Sachgebietsleiter/in im Bauverwaltungsbereic h ein. 

Zu Ihren Aufgaben gehören: 
• Bearbeitung von allgemeinen Aufgaben in der Bauverwaltung, 
• Mitwirkung bei der Aufstellung des Haushaltsplanes, 
• Organisation und Abwicklung von städtebaulichen- und natur- 

schutzrechtlichen Planungsverfahren, 
• Verwaltung der gemeindlichen Liegenschaften, allgemeiner 

Grundstücksverkehr, 
• Umsetzung des Erschließungs- und Beitragsrechts, 
• Bearbeitung von Baugenehmigungsverfahren im Rahmen der 

gemeindlichen Stellungnahme, 
• Mitwirkung bei der Auftragsvergabe nach VOB, VOL und VOF, 
• Wirtschaftsförderung, 
• Erstellung von Verwaltungsvorlagen für die gemeindlichen Gremien, 
• Sitzungsdienst in den gemeindlichen Gremien. 
 

Wir erwarten von Ihnen: 
• einen verwaltungsfachlichen Studienabschluss für den gehobenen 

nichttechnischen Dienst bzw. vergleichbare Qualifikation, 
• Berufserfahrung in diesem Aufgabengebiet, 
• Verantwortungsbewusstsein, Führungskompetenz, Kreativität, 

Teamfähigkeit und Flexibilität, 
• sehr gute Fachkenntnisse, 
• hohe Leistungs- und Einsatzbereitschaft, 
• gute EDV-Kenntnisse 
• Kenntnisse im Bereich der doppischen Haushaltswirtschaft 

 
Wir bieten Ihnen: 

• ein abwechslungsreiches und interessantes Aufgabengebiet, 
• selbständiges Arbeiten, 
• weitreichendes Gestaltungspotenzial 
• die Entgeltzahlung erfolgt für Beamte nach den Besoldungsrichtlinien bis 

A 11 bzw. für Arbeitnehmer nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 

Bewerbungen von Schwerbehinderten werden bei gleicher Eignung bevorzugt 

berücksichtigt. 

Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen senden Sie bitte bis zum 

31. Januar 2008  an denGemeindevorstand der Gemeinde Mücke- Personalabteilung –Im 
Herrnhain 235325 Mücke 

Für Auskünfte steht Ihnen Bürgermeister Weitzel unter Tel.-Nr. 06400/9102-11 zur 
Verfügung. 
































